
Verklagte zur Zahlung von 21,28 MDN bzw. 38,34 MDN 
zu verurteilen. Im Verlaufe des Verfahrens erweiterten 
sie ihre Klage (Einspruch) um den Betrag von 9,81 MDN 
bzw. 17,20 MDN als Lohndifferenz für nicht richtig be­
rechnete und gezahlte Zuschläge für Sonntags- und 
Überstundenarbeit beim Schneeräumen, so daß ihre 
Gesamtforderungen an die Verklagte 31,09 MDN bzw. 
55,54 MDN betrugen. Das Kreisgericht hat die Verklagte 
verurteilt, an die Kläger 21,28 MDN bzw. 38,34 MDN als 
Zuschläge für Feiertags- und Nachtarbeit beim Schnee­
räumen während der normalen Arbeitszeit zu zahlen. 
Mit den darüber hinausgehenden Forderungen wurden 
die Kläger abgewiesen.
Das Bezirksgericht hat den von der Verklagten einge­
legten Einspruch (Berufung) zurückgewiesen.
Hiergegen richtet sich der Kassationsantrag des General­
staatsanwalts. Der Antrag hatte Erfolg.
Aus den G r ü n d e n :
Wie schon das Kreisgericht hat auch das Bezirksgericht 
den Sachverhalt rechtlich nicht völlig zutreffend gewür­
digt und ist deshalb zu einer teilweise unrichtigen Ent­
scheidung gelangt. Ausgangspunkt seiner Entscheidung 
ist die sachlich und rechtlich zutreffende Feststellung, 
daß es sich beim Einsatz der Kläger zum Schneeräumen 
um die vorübergehende Übertragung einer anderen 
Arbeit im Sinne der §§ 24 ff. GBA handelt. Arbeits­
bereich der Kläger im Sinne der §§ 20 Abs. 2, 42 GBA 
ist ihre im Arbeitsvertrag vereinbarte Tätigkeit als 
Handwerker bzw. Zimmermann, für die sie eine Ent­
lohnung nach Lohngruppe 5 bzw. 6 der Tabelle III RKV 
erhalten. Das Schneeräumen liegt außerhalb der hier­
mit charakterisierten ständigen Arbeitsaufgaben und 
konnte den Klägern daher durch Anordnung des Be­
triebsleiters oder von leitenden Mitarbeitern in Aus­
übung des ihnen gemäß § 8 Abs. 2 und 4 GBA zustehen­
den Weisungsrechts nur unter den in § 25 Abs. 1 GBA 
genannten Voraussetzungen als vorübergehende Arbeit 
übertragen werden (vgl. hierzu Bericht des Präsidiums 
des Obersten Gerichts an das 7. Plenum, NJ 1965 S. 627, 
sotvie Beschluß des Plenums des Obersten Gerichts zur 
Tätigkeit der Gerichte bei -der Entscheidung von Arbeits­
rechtssachen, besonders auf dem Gebiet des Arbeits­
lohnes, vom 15. September 1965, Ziff. 3 Buchst, a, NJ 1965 
S. 633). Im Gegensatz zur Rechtsauffassung des Kreis­
gerichts und des Bezirksgerichts trifft diese Feststellung 
aber für den innerhalb wie außerhalb der normalen 
Arbeitszeit liegenden Zeitanteil des Schneeräumens 
gleichermaßen zu, da eine Tätigkeit ihren Charakter als 
vorübergehend übertragene andere Arbeit im Sinne den 
§§ 24 ff. GBA nicht dadurch verliert, daß sie weisungs­
gemäß außerhalb der normalen Arbeitszeit verrichtet 
wird.
Grundlage der Entscheidung des Bezirksgerichts hätte 
somit die Feststellung sein müssen, daß es sich beim 
Einsatz der Kläger zum Schneeräumen insgesamt um 
eine ihnen vorübergehend übertragene andere Arbeit 
handelt Damit war diese Arbeit insgesamt auch im Hin­
blick auf die den Klägern dafür zustehende Entlohnung 
einheitlich zu behandeln. Zu dieser Konsequenz, die sich 
notwendig aus den rechtlichen Bestimmungen über den 
Inhalt des Arbeitsvertrags (§ 20 Abs. 2 GBA), Begriff 
und Wesen des Arbeitsbereichs (§ 42 GBA), Vorausset­
zungen einer vorübergehenden Übertragung anderer 
Arbeit (§ 25 Abs. 1 GBA) und die Entlohnung bei vor­
übergehender Übertragung einer anderen Arbeit (hier: 
§ 27 GBA) ergibt, scheint die Regelung in § 19 RKV in 
Widerspruch zu stehen, wonach zwischen dem Einsatz 
zum Schneeräumen innerhalb und außerhalb der nor­
malen Arbeitszeit bei unterschiedlichen Lohnfolgen 
unterschieden werden könnte. Obwohl der Zentralvor- 
stand der zuständigen Industriegewerkschaft und das 
Ministerium für Verkehrswesen als Kollektivvertrags­
partner in ihren Schriftsätzen zum Rechtsstreit dieses 
Ergebnis als gewollt bezeichnet haben, besteht in Wirk­

lichkeit ein derartiger Widerspruch nicht. Nach dem in 
§ 6 Abs. 2 GBA festgelegten, dem Prinzip des demokra­
tischen Zentralismus entsprechenden Grundsatz ist ein 
Rahmenkollektivvertrag eine von den hierzu gesetzlich 
ermächtigten Partnern vereinbarte normative arbeits­
rechtliche Regelung, die innerhalb ihres Geltungs­
bereichs das Gesetz zu konkretisieren hat. Damit bildet 
das Gesetz den einzig zulässigen Maßstab für die An­
wendung und Auslegung des Rahmenkollektivvertrags 
bzw. seiner einzelnen Bestimmungen.
Das Gesetzbuch der Arbeit räumt den Kollektivvertrags­
partnern in verschiedener Hinsicht das Recht ein, in 
Rahmenkollektivverträgen die besonderen Verhältnisse 
ihrer Wirtschaftszweige zu berücksichtigen und abwei­
chend von den allgemein geltenden gesetzlichen Bestim­
mungen zu regeln. Das trifft jedoch weder für den Sach- 
komplex der vorübergehenden Übertragung einer ande- 
xen Arbeit noch den der Zuschläge für Sonntags-, Feier­
tags-, Nacht- und Überstundenarbeit zu. Demgemäß war 
bei der Entscheidung des Streitfalls davon auszugehen, 
daß insoweit auch im Bereich der Verklagten die allge­
meinen Bestimmungen des Gesetzbuchs der Arbeit gel­
ten und die hier sachlich in Betracht kommenden Be­
stimmungen des Rahmenkollektiv Vertrags in diesem 
Sinne anzuwenden und auszulegen sind.
Die Entlohnung bei vorübergehender Übertragung einer 
anderen Arbeit hängt gemäß § 27 GBA davon ab, ob 
diese höher oder niedriger bewertet ist als die Arbeit 
im vereinbarten Arbeitsbereich. Zu diesem Zweck war 
eine lohnmäßige Bewertung des Schneeräumens not­
wendig. Das ist — als Bewertung einer für den Bereich 
der Verklagten atypischen Arbeitsaufgabe — nicht mit 
den allgemeinen Lohn- und Gehaltstabellen des Rah­
menkollektivvertrags und den dazu gehörenden Tätig­
keitsbildern erfolgt, sondern in der Bestimmung des 
§ 19 Abs. 2 Buchst, b RKV mit der Gehaltsgruppe G 2 op 
entsprechend einem Stundensatz von 1,73 MDN. Dabei 
wurde allerdings eine unrichtige Beziehung zum Einsatz 
außerhalb der normalen Arbeitszeit hergestellt. Darüber 
hinaus enthält § 19 RKV zugleich die verbindliche Fest­
stellung, daß beim Einsatz zum Schneeräumen die Vor­
aussetzungen für die vorübergehende Übertragung einer 
anderen Arbeit im Sinne des § 25 GBA vorliegen, sowie 
die gewerkschaftliche Zustimmung zu der dabei erfor­
derlich werdenden Überstundenarbeit. Damit fügt sich 
die Bestimmung des § 19 RKV organisch in den Kom­
plex der hier sachlich in Betracht kommenden Bestim­
mungen des Gesetzbuchs der Arbeit ein und erfüllt zu­
gleich die allgemeine Aufgabe eines Rahmenkollektiv­
vertrags, in seinem Geltungsbereich das Gesetz zu kon­
kretisieren.
Nur mit Hilfe des § 19 RKV kann festgestellt werden, 
daß den Klägern mit ihrem Einsatz zum Schneeräumen 
— und zwar sowohl innerhalb als auch außerhalb der 
normalen Arbeitszeit — vorübergehend eine geringer 
bewertete andere Arbeit übertragen worden ist. Diese 
Arbeit wird im Zeitlohn verrichtet. Daher ergibt sich 
der Lohnanspruch aus § 27 Abs. 5 GBA. Nach der für die 
vorübei-gehende Übertragung einer niedriger bewerteten 
anderen Arbeit grundlegenden Bestimmung des § 27 
Abs. 3 GBA ist der Lohn für die hierbei erreichte Lei­
stung nach der Lohngruppe des mit dem Arbeiter ver­
einbarten Arbeitsbereichs zu berechnen. Sofern die nied­
riger bewertete andere Arbeit im Zeitlohn verrichtet 
wird und es dem Werktätigen dadurch nicht möglich 
ist, den Durchschnittsverdienst zu erarbeiten, ist ihm 
gemäß § 27 Abs. 5 GBA ein Ausgleich bis zum Durch­
schnittsverdienst zu zahlen. Das gilt unabhängig davon, 
ob die vorübergehend übertragene niedriger bewertete 
andere Arbeit innerhalb oder außerhalb der normalen 
Ai'beitszeit verrichtet wird. Die Absätze 1 und 2 
Buchst, b des § 19 RKV sind damit in ihrem Inhalt trotz 
der unterschiedlichen sprachlichen Fassung identisch.
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